
    

 

 

Amtsblatt  
des Landratsamtes Ostallgäu 

herausgegeben vom Landratsamt Ostallgäu 
Schwabenstraße 11, 87616 Marktoberdorf 

 
Sprechzeiten:  
Montag, Mittwoch und Freitag  7.30 – 12.30 Uhr 
Dienstag     7.30 – 16.00 Uhr 
Donnerstag    7.30 – 17.30 Uhr 
und nach Terminvereinbarung 
 

 
Öffnungszeiten Bürgerservice:  
Montag und Dienstag   7.30 – 16.00 Uhr 
Mittwoch und Freitag   7.30 – 12.30 Uhr 
Donnerstag    7.30 – 17.30 Uhr 
 
 

 

Jahrgang 81 Donnerstag, 06.08.2026 Nummer 22 

Vollzug des Unterhaltsvorschussgesetzes und des 
Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 

Vollstreckungsgesetzes (VwZVG);                                        
Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 VwZVG 

Bekanntmachung 
Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz für Elisaveta 
Samoilova, geb. 03.10.2014 und Kirilio Samoilov, geb. 
11.05.2017; Mitteilung über den Übergang von 
Unterhaltsansprüchen auf den Freistaat Bayern gemäß § 7 
Unterhaltsvorschussgesetz; Unterhaltspflichtiger: Yurii 
Samoilov, geb. 08.11.1986 derzeit unbekannten Aufenthalts; 
Das Schreiben des Landratsamtes Ostallgäu vom 29.07.2026 
an den Unterhaltspflichtigen kann beim Landratsamt Ostallgäu, 
Außenstelle Jugendamt in 87616 Marktoberdorf, Georg-
Fischer-Straße 18, Zimmer J 006, Erdgeschoss, während der 
üblichen Dienststunden eingesehen werden. 
Wolfseher, Verwaltungsfachwirt     Eapl.: 21-UVG-434-S-
19631/19632 
 

Vollzug des Unterhaltsvorschussgesetzes und des 
Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 

Vollstreckungsgesetzes (VwZVG);                                        
Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 VwZVG 

Bekanntmachung 
Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz für 
Volodymyr Kuziakin, geb. 08.02.2012 und Illia Kuziakin, geb. 
16.01.2014; Mitteilung über den Übergang von 
Unterhaltsansprüchen auf den Freistaat Bayern gemäß § 7 
Unterhaltsvorschussgesetz; Unterhaltspflichtiger: Natalia 
Sinzhekulova, geb. 06.09.1986 derzeit unbekannten 
Aufenthalts; Das Schreiben des Landratsamtes Ostallgäu vom 
30.07.2026 an den Unterhaltspflichtigen kann beim 
Landratsamt Ostallgäu, Außenstelle Jugendamt in 87616 
Marktoberdorf, Georg-Fischer-Straße 18, Zimmer J 001, 
Erdgeschoss, während der üblichen Dienststunden eingesehen 
werden. 
Wolfseher, Verwaltungsfachwirt     Eapl.: 21-UVG-434-K-
19401/19402 
 

 

Bekanntmachung 
Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 

Hier: Halter verstorben; Zustellung an den/die Erben von 
Frau Birgit Hildegard Hohmann, OT Hohenschwangau; 
Hofwiesenweg 16, 87645 Schwangau 
Öffentliche Zustellung gemäß Art.15 Verwaltungszustellungs- 
und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). Die Anordnung des 
Landratsamtes Ostallgäu vom 05.08.2026, Aktenzeichen 30-
1420/OAL TQ67, Vollzug der FZV; Grund der Anordnung: 
Fehlender Versicherungsschutz kann beim Landratsamt 
Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, Kfz-
Zulassungsbehörde zu den üblichen Dienststunden eingesehen 
werden. Das o. g. Dokument wird hiermit öffentlich zugestellt. 
Damit werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen. 
Simon Katharina                                 Eapl.: 30-1420/OAL TQ67 
 

Wohnraumförderung; 
Bayerisches Zinsverbilligungsprogramm zum Zweiterwerb 

von Eigenwohnraum 
Das Landratsamt Ostallgäu erlässt folgenden 

BESCHEID: 
I. Der Antrag von Herrn Gabriel Özcelik auf Bewilligung 

eines Darlehens aus dem Bayerischen 
Zinsverbilligungsprogramm vom 07.05.2026 wird 
abgelehnt.  

II. Für diesen Bescheid werden keine Kosten erhoben. 
GRÜNDE: 

I. 
Am 07.05.2026 ist Herrn Özceliks Antrag auf ein Darlehen aus 
dem Bayerischen Zinsverbilligungsprogramm beim 
Landratsamt Ostallgäu eingegangen. Zweck dieser Förderung 
ist die Bildung von Wohneigentum durch Ersterwerb, 
Zweiterwerb, Neubau oder Neukauf einer Eigentumswohnung 
oder eines Ein- oder Zweifamilienhauses. Herr Özcelik ist 
bereits in Besitz von Wohneigentum in der von-Freyberg-Str. 61 
in 87629 Füssen, mit einer für ihn und seinen Haushalt 
angemessenen Größe. Bei seinem Telefonat mit Frau Gast am 
21.04.2026 wurde Herr Özcelik darauf hingewiesen, dass er 
das Haus in der von-Freyberg-Str. 61 in 87629 Füssen 



 

 

verkaufen müsste und den Verkaufserlös als Eigenkapital für 
den Erwerb eines neuen Objektes einsetzten müsste. Er gab 
an, dass dies überhaupt nicht in Frage kommen würde. Er 
würde das Haus stattdessen vermieten und in Zukunft als 
Kapitalanlage behalten. Da Herr Özcelik also bereits in Besitz 
von Eigenwohnraum sind, ist der Zweck der Förderung, das 
Bilden von Eigenwohnraum, nicht gegeben. Außerdem handelt 
es sich bei dem Bayerischen Zinsverbilligungsprogramm um 
eine soziale Wohnraumförderung die durch öffentlich geförderte 
Mittel ermöglicht wird und daher auch nur in begrenztem 
finanziellem Rahmen zur Verfügung steht. Wenn Herr Özcelik 
seine Immobilie in der von-Freyberg-Str. 61 in 87629 Füssen 
nicht verkaufen möchte, sondern als Kapitalanlage behalten 
will, ist der Zweck einer sozialen Wohnraumförderung mangels 
sozialer Dringlichkeit nicht gegeben.  
Nach Art. 28 Abs. 1 BayVwVfG war Herr Özcelik Gelegenheit 
zu geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen 
Tatsachen zu äußern. Eine solche Anhörung wurde Herrn 
Özcelik am 11.05.2026 mit Frist bis zum 15.06.2026 zugesandt. 
Von der Gelegenheit sich zur geplanten Ablehnung des Antrags 
zu äußern, hat Herr Özcelik keinen Gebrauch gemacht. 

II. 
Das Landratsamt Ostallgäu ist zum Erlass dieses Bescheides 
sachlich und örtlich zuständig (Art. 23 Bayerisches 
Wohnraumförderungsgesetz (BayWoFG), Nr. 60.2 der  
Wohnraumförderungsbestimmungen 2023 (WFB 2023), § 1 
Abs. 1 Nr. 2 der Verordnung zur Durchführung des 
Wohnungsrechts und des Besonderen Städtebaurechts 
(DVWoR) und Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 Bayerisches 
Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG)).  
Die Ablehnung des Antrages stützt sich auf Nr. 39.3 WFB 2023 
in Verbindung mit der Nr. 39.5 WFB 2023. Demnach ist eine 
Förderung ausgeschlossen, wenn der Antragsteller nicht zur 
Verwertung seines Vermögens bereit ist.  

III. 
Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 3 Abs. 1 Nr. 6 des 
Kostengesetzes (KG) in Verbindung mit Tarif-Nr. 2.I.2/1 des 
Kostenverzeichnisses (KVz). 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg, 
Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg, 
Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg. 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
- Die Erhebung einer Klage ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 
Form möglich. Die Erhebung einer Klage per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  
- Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte 
Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  
- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
Benedikt Degenhart, Regierungsamtsrat         Eapl.: 403-6612.5 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 

 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Schulverbandes Mittelschule Pfronten, 87459 Pfronten,  
Landkreis Ostallgäu, für das Haushaltsjahr 2026 

 

I. 
 

Aufgrund der Art. 9 BaySchFG, Art. 40 KommZG i.V.m. Art. 63 ff. GO erlässt der Schulverband Mittelschule Pfronten folgende 
Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 

 im Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.319.930 € 
 

 und im Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen und Ausgaben mit    192.440 € 
 

ab. 
 

§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.  
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Die Schulverbandsumlage wird auf 4.095 € je Schüler festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht beansprucht. 
 

§ 6 
 

Die Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2026 in Kraft. 
 

Pfronten, den 22. Juli 2026 
Karl-Heinz Wagner, Schulverbandsvorsitzender 



 

 

 

II. 
 

Die Haushaltssatzung wurde vom Landratsamt Ostallgäu mit Schreiben vom 14.07.2026, Az.: 10-9410.5, rechtsaufsichtlich behandelt. 
 

III. 
 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen liegen vom Tage nach dieser Bekanntmachung an bis zur nächsten amtlichen 
Bekanntmachung einer Haushaltssatzung öffentlich bei der Geschäftsstelle des Schulverbandes, Gemeindeverwaltung Pfronten, Allgäuer 
Str. 6, 87459 Pfronten, zu den allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme auf (Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG, Art. 40 KommZG, Art. 
63 Abs. 3 Satz 3 GO).“ 
 

Ralf Kinkel, Leitender Regierungsdirektor                                                                                                                               Eapl.: 10-9410.5 
 
 

1. Satzung zur Änderung der 
Satzung über die Entschädigung der Kreisrätinnen und Kreisräte 
sowie weiterer ehrenamtlich für den Landkreis tätiger Personen 

 

vom 24.07.2026 
 

Der Kreistag des Landkreises Ostallgäu erlässt aufgrund des Art. 17 in Verbindung mit Art. 14a der Landkreisordnung für den Freistaat 
Bayern (LKrO) folgende 1. Satzung zur Änderung Der Satzung über die Entschädigung der Kreisrätinnen und Kreisräte sowie weiterer 
ehrenamtlich für den Landkreis tätiger Personen: 
 

Art. 1 
 

Die Satzung über die Entschädigung der Kreisrätinnen und Kreisräte sowie weiterer ehrenamtlich für den Landkreis tätiger Personen vom 
21. Mai 2026 (veröffentlich im Amtsblatt des Landkreises Ostallgäu Nr. 17 vom 28. Mai 2026) wird wie folgt geändert: 
 

(1) In § 1 Abs. 1 wird der folgende Satz 2 eingefügt: 
„Ab einer Sitzungsdauer von mehr als 5 Stunden wird eine Entschädigung in Höhe von 100,00 gewährt. 
 

Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden zu Sätzen 3 bis 6. 
 

(2) § 2 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 
 

„Die Vorsitzenden der Ausschussgemeinschaften erhalten, falls sie nicht bereits eine Entschädigung als Vorsitzende einer 
Kreistagsfraktion nach Abs. 2 erhalten, eine monatliche Grundentschädigung von 100,00 €. Bei Ausschussgemeinschaften, die 
sich aus denselben Parteien und Wählergruppen für mehrere Ausschüsse oder Gremien zusammenschließen, kann die 
Entschädigung als Vorsitzender einer Ausschussgemeinschaft - unabhängig von der Person des Vorsitzenden - nur einmal 
erhalten werden." 
 

(3) Es wird der folgende § 7 eingefügt: 
 

§ 7 Entschädigung von weiteren ehrenamtlich Tätigen 
 

(1) Ehrenamtlich für den Landkreis tätige Personen erhalten für ihre Tätigkeit eine angemessene monatliche 
Aufwandsentschädigung.  Diese beträgt für 
 

a. einen Kreisarchivpfleger 100 € 
b. einen Kreisheimatpfleger 400 € 
c. einen Leiter Medienzentrum 350 € 
 

Mit der Aufwandsentschädigung sind der Verdienstausfall sowie alle Reisekosten und sonstigen Auslagen, die anlässlich von 
Dienstfahrten innerhalb des Landkreises entstehen, abgegolten. Darüber hinaus werden Fortbildungskosten erstattet und es findet das 
Bayerische Reisekostengesetz Anwendung. 
 

(2) Die ehrenamtlichen Gutachter im Gutachterausschuss für Grundstückswerte erhalten für Ihre Tätigkeit eine 
angemessene Entschädigung (§§ 1, 7 Abs. 2 S. 1 BayGaV). 
 

Diese beträgt je Stunde 
 

· Für die Erstellung von Gutachten und Stellungnahmen 90 € 
· Für die Teilnahme an Sitzungen   30 € 
   

Im Rahmen der Tätigkeit anfallende Fahrtkosten werden bei entsprechendem Nachweis nach §§ 8 Abs. 1 Nr. 2, 5 
Abs. 2 Nr. 2 JVEG erstattet. 
 

Die Entschädigung im Einzelfall wird von der Geschäftsstelle festgesetzt (§ 7 Abs. 1 S. 3 BayGaV). 
 

(3) Mitglieder der Unterstützungsgruppe Örtliche Einsatzleitung (UG-ÖEL) und der Kommunikationsgruppe 
Führungsgruppe Katastrophenschutz (KommFü) erhalten für Fahrten mit dem Privat-PKW zwischen dem Wohnort 
und einem Ausbildungs- bzw. Fortbildungs- oder Einsatzort Fahrtkostenerstattung nach dem Bayerischen 
Reisekostengesetz (BayRKG). 
 

Art. 2 
 

Diese Änderungssatzung tritt am 21. Mai 2026 in Kraft. 
 

Marktoberdorf, den 27.07.2026 
Bernd Stapfner, Landrat  
 



 

 

 
VERBANDSSATZUNG für den Schulverband Seeg 

 

Die Regierung von Schwaben hat durch Rechtsverordnung für das Gebiet der Gemeinden Seeg, Lengenwang und Rückholz die 
„Christoph-von-Schmid Grundschule Seeg“ als Verbandsschule mit dem Schulsitz in der Gemeinde Seeg errichtet.  
 

Die Verbandsversammlung des Schulverbands Seeg hat am 12. Juni 2026 die folgende  
 

Satzung des Schulverbands 
für die „Christoph-von-Schmid-Grundschule Seeg“ 

Verbandssatzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
Bestand des Schulverbands 

 

(1) Der Schulverband besteht aufgrund der Errichtung der „Christoph-von-Schmid-Grundschule“ als Verbandsschule. 
(2) Mitglieder des Schulverbands sind die Gemeinden Seeg, Lengenwang und Rückholz. 
(3) Der räumliche Wirkungsbereich des Schulverbands umfasst den mit Rechtsverordnung der Regierung von Schwaben 

festgelegten Schulsprengel. 
(4) Der Schulverband führt den Namen „Schulverband Seeg“ und hat seinen Sitz in Seeg. 
 

§ 2 
Organe des Schulverbands 

 

Organe des Schulverbands sind 
1. die Verbandsversammlung, 
2. der/die Vorsitzende des Schulverbands (Verbandsvorsitzender). 
 

§ 3 
Schulverbandsversammlung 

 

(1) Die Schulverbandsversammlung besteht aus insgesamt 5 Vertretern der Mitgliedsgemeinden. 
 

(2) 1In die Verbandsversammlung werden die ersten Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemeinden entsandt. 2Daneben 
entsenden Gemeinden, aus denen am 1. Oktober jeden Jahres 51 bis 100 Schülerinnen und Schüler die Verbandsschule besuchen 
(Verbandsschüler), einen und für jedes angefangene Hundert Verbandsschüler nochmals einen weiteren Verbandsrat in die 
Verbandsversammlung. 3Stellt eine Gemeinde wegen Rückgangs ihrer Verbandsschüler zum Stichtag zu viele Verbandsräte, sind sie 
durch den Gemeinderat vor der nächsten Verbandsversammlung abzuberufen. 
 

(3) Den Vorsitz in der Verbandsversammlung führt der Verbandsvorsitzende. 
 

(4) 1Die Verbandsversammlung ist zuständig für die ihr nach Art. 34 Abs. 2 KommZG vorbehaltenen Angelegenheiten 
 

§ 4 
Ausschüsse 

 

(1) Die Schulverbandsversammlung bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben aus ihrer Mitte einen 
Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend aus 3 Mitgliedern der Schulverbandsversammlung.  
 

(2) Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsausschuss führt ein von der Schulverbandsversammlung bestimmtes Ausschussmitglied. 
 

(3) Weitere Ausschüsse werden nicht bestellt. 
 

§ 5 
Verbandsvorsitzender 

 

(1) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte auf die Dauer des kommunalen Wahlamts den Verbandsvorsitzenden und seinen 
Stellvertreter. 
 

(2) Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung und erledigt in eigener Zuständigkeit alle 
Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung dem ersten Bürgermeister zukommen. 
 

§ 6 
Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden und der übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung 

 

(1) Der Verbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung sind ehrenamtlich tätig. 
 

(2) Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Verbandsmitglieder erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen der 
Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse. Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und 
Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen werden.   
 

(3) Der Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 95,00 €. Die 
Aufwandsentschädigung erhöht sich zugleich und im gleichen Maße wie die Grundgehälter der Beamten der Besoldungsordnung A. Nach 
Monatsbeträgen bemessene Entschädigungen sind im Voraus zu zahlen. Bei Verhinderung durch Krankheit, Urlaub usw. werden 
Entschädigungen auf die Dauer von zwei Monaten weitergezahlt. Über eine längere Zahlung in besonderen Härtefällen entscheidet die 
Schulverbandsversammlung durch Beschluss im Einzelfall.   
 

(4) Die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld in Höhe von 25,00 € für jede Sitzung. 
Verbandsmitglieder, die Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer sind, haben außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen 
Verdienstausfalls. Selbstständig Tätige erhalten eine Pauschalentschädigung von 25 € für jede Stunde Sitzungsdauer. Dies gilt nicht für 



 

 

Sitzungen, die nach 19:00 Uhr beginnen oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden. Sonstige 
Gemeinschaftsmitglieder, denen im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen 
versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung von 25 € 
für jede Stunde Sitzungsdauer. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Anträge gewährt.   
 

(5) Die ehrenamtlichen Gemeinschaftsmitglieder erhalten für auswärtige Tätigkeit Reisekosten und Tagegelder nach den Sätzen der 
Stufe B des Bayerischen Reisekostengesetzes. 
 

§ 7 
Geschäftsgang des Schulverbands 

 
1Die Verbandsversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 2Im Übrigen gelten für den Geschäftsgang die Bestimmungen der 
Gemeindeordnung. 
 

§ 8 
Geschäftsführung und Kassengeschäfte des Schulverbands 

 

Als Geschäftsstelle des Schulverbandes wird die Verwaltungsgemeinschaft Seeg bestimmt. Die Kassengeschäfte des Schulverbands 
werden von der Verwaltungsgemeinschaft Seeg geführt. Für die Aufwendungen zur Führung der Geschäftsstelle und der 
Kassengeschäfte erhält die Verwaltungsgemeinschaft Seeg einen Verwaltungskostenersatz auf Grund einer Zweckvereinbarung 
 

§ 9 
Rechnungsprüfung 

 

Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
 

§ 10 
Finanzierung des Schulverbands 

 

(1) Der Schulverband erhebt für seinen durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Finanzbedarf von den Verbandsmitgliedern eine 
Schulverbandsumlage. 
 

(2) 1Abweichend von Art.9 Abs.5 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes wird der Finanzbedarf des Schulverbandes wie folgt 
aufgebracht: 
 

a. Die Verwaltungsumlage ist nach ihrer Festlegung in vierteljährlichen Teilbeträgen mit Fälligkeit jeweils zum 15.2., 15.05., 
15.08. und 15.11.eines Jahres zu entrichten. Soweit noch nicht festgelegt ist, wird eine Vorauszahlung in Höhe des zuletzt 
festgesetzten Betrages fällig.  
b. Eine Investitionsumlage für die Schulanlage wird nach Bedarf erhoben.  

 

§ 11 
Auseinandersetzung 

 

Im Falle der Auflösung des Schulverbands oder des Ausscheidens einer Mitgliedsgemeinde findet eine Auseinandersetzung nach Art. 47 
KommZG statt. 
 

§ 12 
Bekanntmachungen des Schulverbands 

 

Die Bekanntmachungen des Schulverbands erfolgen im Amtsblatt des Landratsamts Ostallgäu. 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 

(1) Diese Verbandssatzung tritt rückwirkend zum 01.05.2026 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Schulverbands Seeg vom 01. Mai 2020 außer Kraft. 
 
Seeg 
SCHULVERBAND SEEG 
Verbandsvorsitzender                                                                                                     
Eapl.: 0280-7 Verbandssatzung SV Seeg 2026-2032 
 
 

Satzung über die Aufhebung der Satzung des Schulverbandes Seeg 
über den Betrieb und die Nutzung der Mittags- und Ferienbetreuung an der Grundschule 

(Mittags- und Ferienbetreuungssatzung – MFBS) vom 09.07.2026 
 

Aufgrund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes, erlässt der Schulverband Seeg folgende Satzung: 
 

§ 1 
Änderungsinhalt 

 

Die Satzung des Schulverbandes Seeg über den Betrieb und die Nutzung der Mittags- und Ferienbetreuung an der Grundschule 
(Mittags- und Ferienbetreuungssatzung – MFBS) vom 22.08.2024 wird aufgehoben. 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt zum 1. September 2026 in Kraft. 
 



 

 

Seeg, den 13.07.2026 
Lorenz Schnatterer, Schulverbandsvorsitzender                                                                
Eapl.: 0280/7 Satzung zur Aufhebung der Mittags- und Ferienbetreuungssatzung ab 01.09.2026  
 
 

Satzung über die Aufhebung der Satzung des Schulverbandes Seeg 
über die Erhebung von Benutzungsgebühren für den Besuch der Mittags- und Ferienbetreuung des Schulverbandes Seeg 

vom 09.07.2026 
 

Aufgrund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes, erlässt der Schulverband Seeg folgende Satzung: 
 

§ 1 
Änderungsinhalt 

 

Die Satzung des Schulverbandes Seeg über die Erhebung von Benutzungsgebühren für den Besuch der Mittags- und Ferienbetreuung 
des Schulverbandes Seeg vom 19.02.2025 wird aufgehoben. 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt zum 1. September 2026 in Kraft. 
 

Seeg, den 13.07.2026 
Lorenz Schnatterer, Schulverbandsvorsitzender                                                                                                                         
Eapl.: 0280/7 Aufhebungssatzung Gebühren für Besuch Mittags- und Ferienbetreuung ab 01.09.2026 
 
 

Satzung des Schulverbandes Seeg 
über den Besuch der Offenen Ganztagsschule der Christoph-von-Schmid-Grundschule in Seeg (OGTS-Satzung) vom 09.07.2026 
 

Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist 
und von Art. 22 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG), erlässt der Schulverband Seeg folgende 
Satzung: 
 

§ 1 
Definition und Aufgabe der OGTS 

 

(1) Der Schulverband Seeg bietet an der Christoph-von-Schmid-Grundschule in Seeg das Angebot der offenen Ganztagsschule (OGTS)   
an. 
 

(2) Als OGTS werden nach der Definition der Kultusministerkonferenz der Länder (KMK) Schulen bezeichnet, die eine ganztägige 
Förderung und Betreuung im Anschluss an den Vormittagsunterricht anbieten. Die Schülerinnen und Schüler werden nach 
Unterrichtsende bis längstens 16:00 Uhr in schuleigenen Räumen betreut. Das Betreuungsangebot beinhaltet eine Mittagsverpflegung, 
eine Hausaufgabenbetreuung ab 14:00 Uhr, sowie Freizeitangebote. Grundlage für die Angebote der OGTS sind die Bestimmungen der 
Bekanntmachungen des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus „Offene Ganztagsangebote an Schulen für 
Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 bis 4“ in der jeweils gültigen Fassung. 
 

(3) Das Angebot der OGTS richtet sich an die Grundschüler des Schulverbandes Seeg.  
 

(4) Die OGTS bietet vorrangig Schulkindern der Grundschule Seeg (Klasse 1 bis 4) an Schultagen im Anschluss an den Unterricht eine 
Betreuung; wenn freie Plätze zur Verfügung stehen, können auch zusätzlich Kinder der Mitgliedsgemeinden des Schulverbandes Seeg 
(Lengenwang und Rückholz) aufgenommen werden. 
 

(5) Die OGTS ist an allen regulären Schultagen geöffnet, ausgenommen ist ein Tag für den Betriebsausflug. 
 

(6) Der Schulverband Seeg stellt im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das für den Betrieb der OGTS erforderliche pädagogische 
Fachpersonal sowie geeignete Räumlichkeiten zur Verfügung. 
 

(7) Ein Anspruch auf Einrichtung einer offenen Ganztagsschule besteht nicht. Während der Betreuungszeiten findet eine 
Hausaufgabenbetreuung statt. Ein Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit der Hausaufgaben besteht nicht. 
 
 
 

§ 2 
Verwaltung 

 

Die Offene Ganztagsschule wird von der Verwaltungsgemeinschaft Seeg verwaltet. Die leitende Betreuungskraft vor Ort übernimmt die 
Leitung der OGTS. 
 

§ 3 
Trägerschaft und Rechtsform 

 

(1) Der Freistaat Bayern, vertreten durch die Schulleitung, ist Träger der Offenen Ganztagsschule an der staatlichen Grundschule Seeg 
im Anschluss an den regulären Schulunterricht (Montag bis Donnerstag). Für die Schülerinnen und Schüler mit dem Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung im Grundschulalter gelten die Vorschriften des Ganztagsförderungsgesetzes (GaFöG). 
 

(2) Der Schulverband Seeg ist als Kooperationspartner Träger für ein freiwilliges schulisches Angebot der ganztägigen Förderung und 
Betreuung von Schülerinnen und Schülern der Jahrgangsstufen 1 bis 4. 
 



 

 

(3) Die Offene Ganztagsschule wird als schulische Veranstaltung durchgeführt. Die Gesamtverantwortung obliegt der Schulleitung. Ihr 
Besuch ist freiwillig. 
 

(4) Die Einrichtung der OGTS steht unter dem Vorbehalt, dass das offene Ganztagsangebot an der unter Absatz 1 genannten Schule 
staatlich genehmigt bzw. gefördert wird. Sollte die OGTS nicht genehmigt werden, wird weiterhin die Mittagsbetreuung angeboten.  
 
 

§ 4 
Gebühren 

 

(1) Der Besuch der Offenen Ganztagsschule ist von Montag bis Donnerstag von Schulschluss bis längstens 16:00 Uhr, mit Ausnahme 
der Mittagsverpflegung und ggf. Zusatzangebote, grundsätzlich kostenfrei. Näheres regeln die Bestimmungen für die Offene 
Ganztagsschule.  
 

Für die Betreuung der Schülerinnen und Schüler am Freitag welche einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter 
haben, gelten die Vorschriften des Ganztagsförderungsgesetzes (GaFöG).  
 

(2) Über ein von der OGTS unabhängiges Zusatzangebot (siehe §§ 5 und 7) kann eine Betreuung am Freitag gewählt werden. Hier fallen 
Gebühren an: 
 

a) im Schuljahr 2026/2027 für die 2. bis 4. Klasse 
b) im Schuljahr 2027/2028 für die 3. bis 4. Klasse 
c) im Schuljahr 2028/2029 für die 4. Klasse 
 

Ab dem Schuljahr 2029/2030 entfällt die Betreuungsgebühr für alle Jahrgangsstufen. 
 

§ 5 
Zusatzangebote 

 

In der OGTS sind Zusatzangebote kostenpflichtige oder freiwillige Leistungen, die über die reguläre Betreuung hinausgehen.  
Dies sind unter anderem die Mittagsverpflegung, Betreuung am Freitag, Ferienbetreuung, spezielle AG’s oder Kurse. 
Die Gebühren für die Zusatzangebote werden auf Grundlage der OGTS-Gebührensatzung erhoben. 
 

§ 6 
Mittagsverpflegung 

 

(1) In der offenen Ganztagsschule wird eine kostenpflichtige Mittagsverpflegung angeboten. Die Inanspruchnahme des Mittagessens ist 
freiwillig. 
 

(2) Die Anmeldung zum Mittagessen erfolgt zum Schuljahresbeginn und gilt für das gesamte Schuljahr. 
 

(3) Die Anmeldung zum Mittagessen erfolgt beim Kooperationspartner. 
 

(4) Die Gebühren für die Mittagsverpflegung werden auf Grundlage der OGTS-Gebührensatzung erhoben. 
 

§ 7 
Betreuung am Freitag 

 

Die Gebühren für die Betreuung am Freitag (§ 4 Abs. 2) werden auf Grundlage der OGTS-Gebührensatzung erhoben. 
 

§ 8 
Ferienbetreuung 

 

(1) Ein grundsätzlicher Anspruch auf Ferienbetreuung besteht nicht. Für die Schüler- innen und Schüler mit dem Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung im Grundschulalter gelten die Vorschriften des Ganztagsförderungsgesetzes (GaFöG). 
 

(2) Je nach Nachfrage kann eine Ferienbetreuung organisiert werden. 
 

(3) Sollte eine Ferienbetreuung zustande kommen, gilt: 
 

Die Aufnahme in die Ferienbetreuung erfolgt durch schriftliche Anmeldung des/der Personensorgeberechtigten für die Betreuungszeiten, 
für die von der Grundschule eine Ferienbetreuung angeboten wird. 
 

Die genauen Betreuungszeiten (Ferienwochen oder einzelne Tage) sowie Mindestbuchungszeiten für die Ferienbetreuung werden von 
der Leitung selbst festgelegt.  
 

Für die jeweils kommenden Ferien ist die Anmeldung spätestens bis zum von der Leitung festgelegten Abgabetermin beim 
Betreuungspersonal einzureichen. 
 

Die Aufnahme erfolgt grundsätzlich nur für die jeweiligen Ferienwochen bzw. -tage und muss danach immer wieder neu beantragt 
werden. 
 

(4) Die Ferienbetreuung ist kostenpflichtig.  
 
(5) Die Gebühren für die Ferienbetreuung werden auf Grundlage der OGTS-Gebührensatzung erhoben. 
 

§ 9 
Spiel- und Bastelgeld 

 

Die Gebühren für das Spiel- und Bastelgeld werden auf Grundlage der OGTS-Gebührensatzung erhoben. 
 
 
 



 

 

§ 10 
Betreuungszeiten 

 

(1) Die Betreuungszeiten der Offenen Ganztagsschule richten sich nach den Bestimmungen für die Offene Ganztagsschule. 
 

(2) Die offene Ganztagsschule ist an Schultagen von Montag bis einschließlich Freitag geöffnet. Die genauen Öffnungs- und 
Schließzeiten werden durch den Schulverband Seeg nach Anhörung der Schulleitung der Grundschule bestimmt. Insbesondere an den 
Tagen vor den Schulferien können die Öffnungszeiten variieren. 
 
 

(3) Folgende Angebotsformen sind wählbar: 
 

1. Ganztagsgruppe bis 16:00 Uhr 
Montag – Freitag je Woche 

Das Ganztagsangebot bis 16:00 Uhr am Freitag für Schülerinnen und Schüler, die keinen Rechtsanspruch auf Betreuung am 
Freitag haben, steht unter dem Vorbehalt, dass mindestens 5 Kinder verbindlich angemeldet werden. 
 

2. Kurzgruppe bis 14:00 Uhr 
Montag – Freitag je Woche 

Die Anmeldung muss jeweils für mindestens 2 Nachmittage je Angebotsform und Woche erfolgen. 
Es können auch 2 Nachmittage bis 16:00 Uhr und 2 Nachmittage bis 14:00 Uhr kombiniert werden. Auch Wechselmodelle 
können berücksichtigt werden. 
 

(4) Sonstige (betriebsbedingte) Schließzeiten werden vom Schulverband Seeg bzw. der Leitung der Offenen Ganztagsschule rechtzeitig 
(durch Aushang) bekanntgegeben. 
 

(5) Die Betreuung der Kinder kann nicht gewährleistet werden, wenn etwa wegen Krankheit mehrere Betreuerinnen oder Betreuer 
ausfallen. 
 

(6) Die Änderung der Betreuungszeiten im laufenden Betreuungsjahr sind nur zulässig, soweit dies von der Einrichtung organisatorisch 
bewältigt werden kann (Entscheidung durch die Leitung der OGTS im Einvernehmen mit der Verwaltungsgemeinschaft Seeg) und bedarf 
der Schriftform. Der schriftliche Antrag ist mit einer Frist bis zum 15. eines Monats mit Wirkung für den Folgemonat zu stellen. 
 

§ 11 
Anmeldung und Aufnahme 

 

(1) Die Anmeldung und Teilnahme zur Offenen Ganztagsschule richten sich nach den Bestimmungen für die Offene Ganztagsschule. 
 

(2) Die Anmeldung der Kinder erfolgt auf schriftlichen Antrag bei der Leitung der OGTS durch die Personensorgeberechtigten. 
 

(3) Bei der Anmeldung müssen die erforderlichen Angaben zur Person des aufzunehmenden Schulkindes und der 
Personensorgeberechtigten vollständig und wahrheitsgemäß erteilt werden. Änderungen während des Schuljahres, insbesondere beim 
Personensorgerecht, sind unverzüglich der Leitung der Offenen Ganztagsschule mitzuteilen. 
 

(4) Die Anmeldung wird verbindlich für ein Schuljahr entgegengenommen. Die Mindestbetreuungszeit beträgt zwei Tage in der Woche. 
 

(5) Die Anmeldung muss für jedes Schuljahr neu beantragt werden. 
 

(6) Der Termin, ab dem die Kinder angemeldet werden können, wird von der Leitung der OGTS im Einvernehmen mit dem Schulverband 
Seeg festgesetzt. 
 

(7) Unterjährige Anmeldungen sind in begründeten Ausnahmefällen (z. B. Zuzüge) jeweils zum Ersten eines Monats möglich. 
Entscheidend für die Aufnahme ist das Vorhandensein von Personal und Raumangebot. Ein Anspruch auf Aufnahme eines Kindes 
während des laufenden Schuljahres besteht nicht. 
 

(8) Die Aufnahme in die OGTS setzt eine verbindliche Anmeldung durch die Personensorgeberechtigten voraus.  
 

(9) Über die Aufnahme der angemeldeten Kinder entscheidet der Schulverband Seeg im Benehmen mit der Leitung der OGTS. Der 
Schulverband Seeg teilt die Entscheidung den Personensorgeberechtigten unverzüglich mit. 
 

(10) Die Aufnahme der Kinder erfolgt nach folgender Dringlichkeit: 
a) Grundschulkinder, deren Personensorgeberechtigte/r alleinerziehend und gleichzeitig erwerbstätig ist; 
b) Grundschulkinder, deren Personensorgeberechtigte beide zur gebuchten Zeit erwerbstätig sind; 
c) Grundschulkinder, deren Aufnahme von Schulseite unterstützt wird; 
d) alle sonstigen Grundschulkinder 

 

§ 12 
Ausschluss vom Besuch 

 

(1) Der Schulverband Seeg kann den Betreuungsvertrag bei Vorliegen eines wichtigen Grundes fristlos kündigen. Ein wichtiger Grund 
liegt insbesondere vor, wenn  

a) das Kind innerhalb des Schuljahres insgesamt mehr als dreimal unentschuldigt gefehlt hat, 
b) das Kind sich oder andere gefährdet, 
c) den Anweisungen des Personals der OGTS wiederholt nicht gefolgt wird, 
d) das Kind wiederholt nicht pünktlich abgeholt wurde, 
e) die Personensorgeberechtigten ihren Mitwirkungspflichten laut gesetzlichen Bestimmungen (insbesondere 
Infektionsschutzgesetz) oder dieser Satzung wiederholt und nachhaltig nicht nachkommen, 
f) die Personensorgeberechtigten ihren Mitwirkungspflichten bei den Buchungsvereinbarungen nicht nachkommen und falsche 
oder unvollständige Angaben machen  
g) wenn es zu Auffälligkeiten/besonderen Vorkommnissen kommt nach Rücksprache mit entsprechenden Fachdiensten, 



 

 

h) wenn es nicht mehr möglich erscheint eine sinnvolle pädagogische Förderung des Kindes zu erreichen, 
i) wenn es aus gesundheitlichen, hygienischen oder Anstoß erregenden Gründen notwendig erscheint oder 
j) die Personensorgeberechtigten ihren Zahlungsverpflichtungen trotz Mahnung innerhalb der Mahnfrist nicht nachgekommen 
sind. 
 

(2) Die Entscheidung über den Ausschluss trifft der Schulverband Seeg nach Anhörung der Personensorgeberechtigten, der Schulleitung 
und des Betreuungspersonals. Bei Ausschluss ist die Gebühr bis zum Ende des Monats, an dem der Ausschluss wirksam wird, zu 
bezahlen. 
 

(3) Ein Schulausschluss, der von der Schulleitung ausgesprochen wird, erstreckt sich auch auf die Betreuungszeiten der OGTS. 
 

§ 13 
Austritt, Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

 

(1) Der Austritt aus der OGTS während des laufenden Schuljahres erfolgt seitens des/der Personensorgeberechtigten durch schriftliche 
Abmeldung gegenüber der Leitung der OGTS und der Verwaltungsgemeinschaft Seeg. 
 

(2) Die Abmeldung (Kündigung) durch die Personensorgeberechtigten ist jeweils zum Monatsende schriftliche unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von 2 Wochen zulässig bei: 

a) Änderung hinsichtlich der Personensorge für das Kind; 
b) Wechsel der Schule 
c) längerfristige Erkrankung der Schülerin/des Schülers (mindestens 6 Wochen); 
d) Vorliegen eines anderen triftigen Grundes. 
 

(3) Nach einem Austritt während des Schuljahres ist eine erneute Aufnahme in die OTGS nur bei Vorhandensein eines freien Platzes 
oder andernfalls erst wieder im jeweils kommenden Schuljahr möglich. 
 

§ 14 
Vorübergehende Schließung 

 

Der Schulverband Seeg kann aus wichtigen Gründen, insbesondere auf Anordnung der Gesundheitsbehörden oder aufgrund höherer 
Gewalt die OGTS ganz oder teilweise schließen. In diesen Fällen haben die Personensorgeberechtigten keinen Anspruch auf Aufnahme 
des Kindes in eine andere Einrichtung oder auf Ersatz eventueller Schäden oder sonstiger Ersatzansprüche, die ihnen durch die 
Schließung entstehen. Es besteht in solchen Fällen auch kein Anspruch auf Erlass oder Rückerstattung der Gebühren gemäß der OGTS-
Gebührensatzung. 
 

§ 15 
Betreuungsjahr 

 

Das Betreuungsjahr ist das Schuljahr. 
 

§ 16 
Ferien, Feiertage 

 

Während der bayerischen Schulferien und an gesetzlichen Feiertagen findet keine Betreuung im Rahmen des offenen 
Ganztagsangebotes statt. 
 

§ 17 
Haftung 

 

(1) Der Schulverband Seeg haftet für Schäden, die im Zusammenhang mit dem Betrieb der OGTS entstehen, nur im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen. 
 

(2) Unbeschadet von Absatz 1 haftet der Schulverband Seeg für Schäden, die sich aus der Benutzung der OGTS ergeben, nur dann, 
wenn einer Person, derer sich der Schulverband Seeg zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt. Von dieser Haftungsbeschränkung ausgenommen sind Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit. Insbesondere haftet der Schulverband Seeg nicht für Schäden, die Benutzern durch Dritte zugefügt werden. 
 

(3) Der Schulverband Seeg haftet nicht für Beschädigungen oder Abhandenkommen der von den Benutzern in die OGTS eingebrachten 
Gegenstände (z.B. Garderobe, Fahrräder, Bücher, Spielsachen, Kinderwägen). 
 

(4) Für mutwillige und vorsätzliche Beschädigungen durch eine Schülerin/einen Schüler haften die jeweiligen Personensorgeberechtigten. 
Der Schulverband Seeg behält sich vor die Kosten für eine Ersatzbeschaffung oder Reparatur den Personensorgeberechtigten in 
Rechnung zu stellen. 
 

§ 18 
Aufsicht und Versicherung 

 

(1) Für die Beaufsichtigung der Kinder auf dem Weg zur OGTS ist die Schule, der Träger, sowie das Betreuungspersonal nicht 
verantwortlich. Dem Betreuungspersonal ist bei der Anmeldung mitzuteilen, ob der jeweilige Schüler oder die jeweilige Schülerin abgeholt 
wird oder alleine nach Hause gehen darf. 
 

(2) Die Aufsichtspflicht des Betreuungspersonals endet mit dem Ende der jeweils gebuchten Betreuungszeit. 
 

(3) Soll das Kind auf Dauer von einer dritten Person abgeholt werden, ist dies bei der Anmeldung schriftlich zu erklären. 
 

(4) Erfolgt die Abholung im Einzel- oder Ausnahmefall von einer dritten Person, so ist das Betreuungspersonal hiervon rechtzeitig zu 
verständigen. 
 



 

 

(5) Auf dem direkten Weg von der OGTS und zurück, sowie in die OGTS selbst, und während aller Veranstaltungen der OGTS außerhalb 
des Schulgeländes ist das Kind gegen Unfall versichert. Alle Unfälle, die eine ärztliche Behandlung zur Folge haben, sind unverzüglich 
der OGTS zu melden. 
 

(6) Bei gemeinsamen Veranstaltungen (Feste etc.) sind die Personensorgeberechtigten oder deren Beauftragte selbst für die Kinder 
aufsichtspflichtig.  
 

§ 19 
Besuchsregelung, Abholung, Verhinderung an der Teilnahme, Krankheit 

 

(1) Die Abholung des Kindes kann grundsätzlich erst zum Ende der jeweils gebuchten Betreuungszeit erfolgen. Soll das Kind vorab 
abgeholt werden, ist ein Befreiungsantrag bei der Schulleitung zu stellen. Weiter ist rechtzeitig vor Beginn der Betreuung das 
Betreuungspersonal zu unterrichten.  
 

(2) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, ihr Kind im unmittelbaren Anschluss an die OGTS abzuholen, sodass das Kind nicht 
unbeaufsichtigt ist.  
 

(2) Die Schülerbeförderung für die am Ganztagsangebot der OGTS teilnehmenden Schülerinnen und Schüler findet im Rahmen der 
Vorschriften der Schülerbeförderungsverordnung (SchBefV) statt. 
 

(3) Kann das Kind an der OGTS nicht teilnehmen, sind die Personensorgeberechtigten verpflichtet, einen Befreiungsantrag bei der 
Schulleitung zu stellen. Weiter ist rechtzeitig vor Beginn der Betreuung das Betreuungspersonal zu unterrichten. Die Benachrichtigung 
eines Mitschülers reicht nicht aus.  
 

(4) Kinder, die erkrankt sind, dürfen die OGTS während der Dauer der Erkrankung nicht besuchen. 
 

(5) Besteht der Verdacht, dass das Kind an einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit im Sinne des § 48 i.V.m. den §§ 45 und 3 des 
Bundesseuchengesetzes oder an dem Befall von Läusen leidet, ist das Betreuungspersonal der OGTS hiervon unverzüglich zu 
benachrichtigen. Die Leitung der OGTS hat das Kind dann vorübergehend vom Besuch auszuschließen. Gleiches gilt, wenn 
Familienmitglieder oder ein Mitglied der Wohngemeinschaft an einer solchen übertragbaren Krankheit leiden. Die Wiederzulassung zum 
Besuch der OGTS kann von der vorherigen Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht werden. 
 

(6) Erkrankungen sollen im Übrigen dem Betreuungspersonal der OGTS mitgeteilt werden; dabei soll die voraussichtliche Dauer der 
Erkrankung angegeben werden. 
 

(7) Schülerinnen und Schüler, welche an einzelnen Tagen nicht an dem Ganztagsangebot teilnehmen oder das Ganztagsangebot vor 
dem regulären Ende verlassen wollen, obwohl sie angemeldet sind, benötigen eine vorherige schriftliche Beurlaubung der 
Personensorgeberechtigten (vgl. § 20 Abs. 3 Satz 1 BaySchO). 
 

§ 20 
Datenschutz 

 

Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung der personenbezogenen Daten des Kindes und dessen Personensorgeberechtigten erfolgt im 
Rahmen der Aufgabenerfüllung der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und 
Kunst (KMBek) und des Bayerischen Datenschutzgesetzes (BayDSG) vom 15. Mai 2018 (GVBl. S. 230, BayRS 204-1-I) in ihren jeweils 
gültigen Fassungen. 
 

§ 21 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 1. September 2026 in Kraft. 
 

Seeg, den 13.07.2026 
Lorenz Schnatterer, Schulverbandsvorsitzender                                                                                                                              
Eapl.: 2032 Satzung OGTS Schulverband Seeg ab 01.09.2026 
 
 

Satzung des Schulverbandes Seeg 
 über die Erhebung von Gebühren für die Zusatzangebote der offenen Ganztagsschule (OGTS) an der Christoph-von-Schmid-

Grundschule in Seeg (OGTS-Gebührensatzung) vom 09.07.2026 
 

Auf Grund von Art. 2 Abs. 1 und 8 des Kommunalabgabengesetzes erlässt der Schulverband Seeg folgende Satzung:  
 

§ 1 
Gebührenpflicht 

 

Der Schulverband Seeg erhebt für die Inanspruchnahme von Zusatzangeboten u. a. der Mittagsverpflegung, Betreuung am Freitag, 
Ferienbetreuung, spezielle AG’s, Kurse und weiterer Zusatzangebote an der offenen Ganztagsschule der Christoph-von-Schmid-
Grundschule in Seeg Gebühren auf der Grundlage dieser Satzung. 
 
 

§ 2  
Gebührenschuldner 

 

Gebührenschuldner sind, 
 

a) die Personensorgeberechtigten des Kindes, das für die offene Ganztagsschule aufgenommen wird 

b) diejenigen, die das Kind zur Aufnahme an der OGTS angemeldet haben.  



 

 

Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

 

§ 3 
Entstehen und Fälligkeit der Gebührenschuld 

 

(1) Die zu entrichtenden Gebühren setzen sich aus Gebühren für Mittagsverpflegung (Verpflegungsgebühr), Gebühr für die Betreuung 
am Freitag (Freitagsbetreuungsgebühr), Gebühr für die Ferienbetreuung (Ferienbetreuungsgebühr), Gebühr für Spiel- und 
Bastelmaterial und Gebühr für erweitertes Ganztagsangebot (z. B. Musik) zusammen.  

(2) Die Schuld für die Gebühr der Mittagsverpflegung (Verpflegungsgebühr) entsteht erstmals mit der Aufnahme des Kindes für den 
Aufnahmemonat. Die Gebühr entsteht zu Beginn eines Monats neu, in dem das Kind die Einrichtung besucht.  

(3) Die Schuld für die Gebühr der Betreuung am Freitag (Freitagsbetreuungsgebühr) entsteht erstmals mit der Aufnahme des Kindes 
für den Aufnahmemonat. Die Gebühr entsteht zu Beginn eines Monats neu, in dem das Kind die Einrichtung besucht.  

(4) Die Schuld für die Betreuungsgebühr der Ferienbetreuung (Ferienbetreuungsgebühr) entsteht bei verbindlicher (unterschriebener) 
Anmeldung zwei Wochen vor Ferienbeginn. 

(5) Bei vorzeitiger Beendigung des Betreuungsvertrages für die Ferienbetreuung durch den Schuldner, werden keine Teilbeträge 
zurückerstattet. Wird eine gebuchte Ferienbetreuung vollumfänglich nicht in Anspruch genommen, werden die Betreuungsgebühren 
ebenfalls nicht zurückerstattet. 

(6) Die Schuld für die Gebühr des Spiel- und Bastelmaterials entsteht erstmals mit der Aufnahme des Kindes für den Aufnahmemonat. 
Die Gebühr entsteht zu Beginn eines Monats neu, in dem das Kind die Einrichtung besucht. 

(7) Bei Neuanmeldungen während des laufenden Monats werden die Gebühren für den gesamten Monat fällig. 

(8) Werden die Schulen auf Anordnung des Gesundheitsamtes oder aus anderen zwingenden Gründen geschlossen, so besteht   kein 
Anspruch auf Erlass oder Rückerstattung der Gebühren. 

§ 4  
Fälligkeit und Zahlungsweise 

 

(1) Die Freitagsbetreuungsgebühren, Verpflegungsgebühren und Gebühren für das Spiel- und Bastelgeld sind monatlich zu entrichten. 

(2) Die monatlichen Gebühren gemäß Absatz 1 sind jeweils zum 01. eines Monats im Voraus für den gesamten Monat fällig und zu 
bezahlen. 

(3) Bei Aufnahme während des Betreuungsjahres (z.B. Zuzug, Nachrücken) entsteht die Gebührenpflicht zum Ersten des 
Aufnahmemonats.  

(4) Bei Buchungsänderung während des Betreuungsjahres entsteht die Gebührenpflicht für die künftige Buchungszeit zum Ersten des 
auf die Änderung folgenden Monats. 

(5) Falls die Gebührenschuldner dem Schulverband Seeg eine Einzugsermächtigung für ihr Konto erteilen (Regelfall), haben diese für 
ausreichende Kontodeckung zu sorgen. Rückbuchungsgebühren bei nicht ausreichender Deckung gehen zu Lasten der 
Gebührenschuldner. 

(6) Die Ferienbetreuungsgebühr wird fällig nach dem Ende der jeweiligen Ferien nach einer entsprechenden Mitteilung durch die 
Leitung. Den Gebührenschuldnern wird nach Ende der Ferien mitgeteilt auf welche Höhe sich die Gebührenschuld beläuft und bis 
wann die Zahlung zu erfolgen hat.  

§ 5  
Gebührenhöhe 

 

(1) Für die Inanspruchnahme eines Platzes in der Freitagsbetreuung und Ferienbetreuung werden Gebühren in Abhängigkeit von der 
gebuchten Betreuungszeit erhoben, Verpflegungsgebühren und Gebühren für Spiel- und Bastelgeld in Abhängigkeit zur gebuchten 
Anzahl. Die Höhe der Gebühren ergeben sich aus der Tabelle in der Anlage zu dieser Satzung. Die Tabelle ist Bestandteil dieser 
Satzung und wird auch durch Aushang in den Räumlichkeiten der OGTS bekannt gegeben. 

(2) Die Betreuungsgebühren, Verpflegungsgebühren und Gebühren für Spiel- und Bastelgeld sind auch dann in voller Höhe zu zahlen, 
wenn das Kind wegen Krankheit oder persönlichen Gründen fernbleibt und der Platz für das betreffende Kind freigehalten wird. 

(3) Bei krankheitsbedingter Abwesenheit von mehr als einem Monat sind die Gebühren auf Antrag gegen Vorlage eines ärztlichen 
Zeugnisses ab dem zweiten Monat anteilig zu ermäßigen.  

(4) Für den August werden außer für die Ferienbetreuung keine Gebühren erhoben. Ansonsten findet keine anteilige Kürzung des 
monatlich zu zahlenden Betrages bei Ferienzeiten oder sonstigen Schließtagen statt.  

§ 6  
Ermäßigung 

 

(1) Besuchen mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig die Ferienbetreuung wird der tägliche Satz um 3,00 € für jedes weitere Kind 
ermäßigt.  

(2) Ermäßigung aus sozialen Gründen kann darüber hinaus auf Antrag gewährt werden, wenn die Erhebung der vollen Gebühr unbillig 
wäre (§ 227 AO). Dem Antrag ist eine Bescheinigung über das Einkommen beizufügen (Gehaltsabrechnung, Lohnsteuerkarte, 
Einkommenssteuerbescheid). Der Antrag samt Nachweisen ist beim Schulverband einzureichen. 

 



 

 

§ 7  
In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am 01.09.2026 in Kraft.  

Seeg, den 13.07.2026 
Lorenz Schnatterer, Schulverbandsvorsitzender                                                                                                                              
Eapl.: 2032 Gebührensatzung OGTS Schulverband Seeg ab 01.09.2026 
 
 

Anlage zu § 5 der Satzung des Schulverbands Seeg über die Erhebung von Gebühren für die Zusatzangebote der offenen 
Ganztagsschule (OGTS) an der Christoph-von-Schmid-Grundschule in Seeg (OGTS-Gebührensatzung)  
 

Folgende Gebühren werden im Rahmen der Offenen Ganztagsschule erhoben:  
 

 
Betreuung am Freitag: 

im Schuljahr 2026/2027 für die 2. bis 4. Klasse 
im Schuljahr 2027/2028 für die 3. bis 4. Klasse 
im Schuljahr 2028/2029 für die 4. Klasse 
 

Betreuungszeit Gebühr pro Monat 

bis 14:00 Uhr 30,00 € 

bis 16:00 Uhr 55,00 € 

Ab dem Schuljahr 2029/2030 entfällt die Betreuungsgebühr. 

Mittagsverpflegung: 

2 Tage / Woche 39,88 €/Monat 

3 Tage / Woche 59,13 €/Monat 

4 Tage / Woche 77,00 €/Monat 

5 Tage / Woche * 94,00 €/Monat  

* Dieses Angebot ist nur buchbar für Schülerinnen und Schüler welche einen Rechtsanspruch nach den Vorschriften des 
Ganztagsförderungsgesetzes (GaFöG) auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter haben. 

Betreuungsgebühren Ferienbetreuung: 

8:00 bis 12:30 Uhr 11,00 €/pro Tag, 55,00 €/pro Woche 

8:00 bis 15:00 Uhr 16,00 €/pro Tag, 80,00 €/pro Woche 

8:00 bis 16:00 Uhr 18,00 €/pro Tag, 90,00 €/pro Woche 

Gebühr pro Mittagessen zusätzlich täglich 5,50 € 

Spiel- und Bastelgeld: 

 Betreuung bis 14:00 Uhr Betreuung bis 16:00 Uhr 

2 Tage / Woche 2,00 €/Monat 4,00 €/Monat 

3 Tage / Woche 3,00 €/Monat 6,00 €/Monat 

4 Tage / Woche  4,00 €/Monat 8,00 €/Monat 

5 Tage / Woche 5,00 €/Monat 10,00 €/Monat 
 
 

VERBANDSSATZUNG 
für den Schulverband Eisenberg 

 

Die Regierung von Schwaben hat durch Rechtsverordnung für das Gebiet der Gemeinden Eisenberg und Hopferau die „Von-Freyberg-
Grundschule Eisenberg“ als Verbandsschule mit dem Schulsitz in der Gemeinde Eisenberg errichtet.  
 

Die Verbandsversammlung des Schulverbands Eisenberg hat am 12. Juni 2026 die folgende  
 

Satzung des Schulverbands 
für die „Von-Freyberg-Grundschule Eisenberg“ 



 

 

Verbandssatzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
Bestand des Schulverbands 

 

(1) Der Schulverband besteht aufgrund der Errichtung der „Von-Freyberg-Grundschule“ als Verbandsschule. 
(2) Mitglieder des Schulverbands sind die Gemeinden Eisenberg und Hopferau. 
(3) Der räumliche Wirkungsbereich des Schulverbands umfasst den mit Rechtsverordnung der Regierung von Schwaben festgelegten 
Schulsprengel. 
(4) Der Schulverband führt den Namen „Schulverband Eisenberg“ und hat seinen Sitz in Eisenberg. 
 

§ 2 
Organe des Schulverbands 

 

Organe des Schulverbands sind 
1. die Verbandsversammlung, 
2. der/die Vorsitzende des Schulverbands (Verbandsvorsitzender). 
 

§ 3 
Schulverbandsversammlung 

 

(1) Die Schulverbandsversammlung besteht aus insgesamt 4 Vertretern der Mitgliedsgemeinden. 
 

(2) 1In die Verbandsversammlung werden die ersten Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemeinden entsandt. 2Daneben 
entsenden Gemeinden, aus denen am 1. Oktober jeden Jahres 51 bis 100 Schülerinnen und Schüler die Verbandsschule besuchen 
(Verbandsschüler), einen und für jedes angefangene Hundert Verbandsschüler nochmals einen weiteren Verbandsrat in die 
Verbandsversammlung. 3Stellt eine Gemeinde wegen Rückgangs ihrer Verbandsschüler zum Stichtag zu viele Verbandsräte, sind sie 
durch den Gemeinderat vor der nächsten Verbandsversammlung abzuberufen. 
 

(3) Den Vorsitz in der Verbandsversammlung führt der Verbandsvorsitzende. 
 

(4) 1Die Verbandsversammlung ist zuständig für die ihr nach Art. 34 Abs. 2 KommZG vorbehaltenen Angelegenheiten 
 

§ 4 
Ausschüsse 

 

(1) Die Schulverbandsversammlung bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben aus ihrer Mitte einen 
Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend aus 3 Mitgliedern der Schulverbandsversammlung.  
 

(2) Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsausschuss führt ein von der Schulverbandsversammlung bestimmtes Ausschussmitglied. 
 

(3) Weitere Ausschüsse werden nicht bestellt. 
 

§ 5 
Verbandsvorsitzender 

 

(1) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte auf die Dauer des kommunalen Wahlamts den Verbandsvorsitzenden und seinen 
Stellvertreter. 
 

(2) Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung und erledigt in eigener Zuständigkeit alle 
Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung dem ersten Bürgermeister zukommen. 
 

§ 6 
Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden und der übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung 

 

(1) Der Verbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung sind ehrenamtlich tätig. 
 

(2) Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Verbandsmitglieder erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen der 
Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse. Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und 
Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen werden.   
 

(3) Der Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 65,00 €. Die 
Aufwandsentschädigung erhöht sich zugleich und im gleichen Maße wie die Grundgehälter der Beamten der Besoldungsordnung A. Nach 
Monatsbeträgen bemessene Entschädigungen sind im Voraus zu zahlen. Bei Verhinderung durch Krankheit, Urlaub usw. werden 
Entschädigungen auf die Dauer von zwei Monaten weitergezahlt. Über eine längere Zahlung in besonderen Härtefällen entscheidet die 
Schulverbandsversammlung durch Beschluss im Einzelfall.   
 

(4) Die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld in Höhe von 20,00 € für jede Sitzung. 
Verbandsmitglieder, die Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer sind, haben außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen 
Verdienstausfalls. Selbstständig Tätige erhalten eine Pauschalentschädigung von 20 € für jede Stunde Sitzungsdauer. Dies gilt nicht für 
Sitzungen, die nach 19:00 Uhr beginnen oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden. Sonstige 
Gemeinschaftsmitglieder, denen im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen 
versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung von 20 € 
für jede Stunde Sitzungsdauer. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Anträge gewährt.   
 

(5) Die ehrenamtlichen Gemeinschaftsmitglieder erhalten für auswärtige Tätigkeit Reisekosten und Tagegelder nach den Sätzen der 
Stufe B des Bayerischen Reisekostengesetzes. 
 
 
 
 



 

 

§ 7 
Geschäftsgang des Schulverbands 

 
1Die Verbandsversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 2Im Übrigen gelten für den Geschäftsgang die Bestimmungen der 
Gemeindeordnung. 
 

§ 8 
Geschäftsführung und Kassengeschäfte des Schulverbands 

 

Als Geschäftsstelle des Schulverbandes wird die Verwaltungsgemeinschaft Seeg bestimmt. Die Kassengeschäfte des Schulverbands 
werden von der Verwaltungsgemeinschaft Seeg geführt. Für die Aufwendungen zur Führung der Geschäftsstelle und der 
Kassengeschäfte erhält die Verwaltungsgemeinschaft Seeg einen Verwaltungskostenersatz auf Grund einer Zweckvereinbarung 
 

§ 9 
Rechnungsprüfung 

 

Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
 

§ 10 
Finanzierung des Schulverbands 

 

(1) Der Schulverband erhebt für seinen durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Finanzbedarf von den Verbandsmitgliedern eine 
Schulverbandsumlage. 
 

(2) 1Abweichend von Art.9 Abs.5 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes wird der Finanzbedarf des Schulverbandes wie folgt 
aufgebracht: 
 

a. Die Verwaltungsumlage ist nach ihrer Festlegung in vierteljährlichen Teilbeträgen mit Fälligkeit jeweils zum 15.2., 15.05., 
15.08. und 15.11.eines Jahres zu entrichten. Soweit noch nicht festgelegt ist, wird eine Vorauszahlung in Höhe des zuletzt 
festgesetzten Betrages fällig.  

b. Eine Investitionsumlage für die Schulanlage wird nach Bedarf erhoben. Abweichend von Art. 9 Abs.5 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes wird diese Investitionsumlage von den beiden Mitgliedsgemeinden des Schulverbandes je zur 
Hälfte getragen.  

 

§ 11 
Auseinandersetzung 

 

Im Falle der Auflösung des Schulverbands oder des Ausscheidens einer Mitgliedsgemeinde findet eine Auseinandersetzung nach Art. 47 
KommZG statt. 
 

§ 12 
Bekanntmachungen des Schulverbands 

 

Die Bekanntmachungen des Schulverbands erfolgen im Amtsblatt des Landratsamts Ostallgäu. 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 

(1) Diese Verbandssatzung tritt rückwirkend zum 01.05.2026 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Schulverbands Eisenberg vom 01. Mai 2020 außer Kraft. 
 
Eisenberg, 12.06.2026 
SCHULVERBAND EISENBERG 
Eva Schabel, Verbandsvorsitzende                                                                                                                                            
Eapl.: 0280-8 Verbandssatzung SV Eisenberg 2026-2032 
 
 

Haushaltssatzung mit Haushaltsplan des Landkreises Ostallgäu und Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs Senioren- und 
Pflegeheime des Landkreises Ostallgäu für das Haushaltsjahr 2026 

 

BEKANNTMACHUNG 
 

Die in der öffentlichen Sitzung des Kreistags des Landkreises Ostallgäu am 12.12.2025 beschlossene und mit Beschluss des Kreistags 
vom 25.07.2026 korrigierte Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird nach erteilter Genehmigung durch die Regierung von 
Schwaben (RS vom 01.04.2026, Gz. RvS-SG12-1512-10/21/5) gem. Art. 59 Abs. 3 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern 
(LKrO) öffentlich bekanntgemacht. 
 

Die Haushaltssatzung 2026 samt ihren Anlagen ist bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Landratsamt 
Ostallgäu, Schwabenstraße 11, 87616 Marktoberdorf, zu den ortsüblichen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme öffentlich zugänglich.  
 

Haushaltssatzung 
 

des Landkreises Ostallgäu 
für das Haushaltsjahr 2026 

 

Auf Grund der Art. 57 ff. der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LKrO) erlässt der Landkreis Ostallgäu folgende 
Haushaltssatzung: 
 
 
 
 



 

 

§ 1 
 

(1)  Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt  
 

   1. im Ergebnishaushalt mit 
 

 dem Gesamtbetrag der Erträge von   218.576.049 € 
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen von  226.771.960 € 
 und dem Saldo (Jahresergebnis) von     - 8.195.911 € 
 

   2. im Finanzhaushalt  
 

     a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von  208.048.673 € 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von  214.726.460 € 
 und einem Saldo von      - 6.677.787 € 
 

     b) aus Investitionstätigkeit mit 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von    11.233.350 € 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von    18.887.800 € 
 und einem Saldo von      - 7.654.450 € 
 

     c) aus Finanzierungstätigkeit mit 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von      7.600.000 € 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von      1.578.180 € 
 und einem Saldo von     + 6.021.820 € 
 

     d) und dem Saldo des Finanzhaushalts  
(Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag) von    - 8.310.417 € 

 

ab. 
 

(2) Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs Senioren- und Pflegeheime des Landkreises Ostallgäu für das 
Haushaltsjahr 2026 wird 

 

 im Erfolgsplan  
 

 in den Erträgen auf       16.463.916 € 
 in den Aufwendungen auf      17.130.407 € 
 Saldo (Fehlbetrag)          - 666.491 €  
 

 und im Vermögensplan 
 

 in den Einnahmen auf      11.995.319 € 
 in den Ausgaben auf      11.995.319 € 
 

 festgesetzt. 
 

§ 2 
 

(1) Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen des Landkreises für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 
7.600.000 € festgesetzt. 

 

(2) Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen des Eigenbetriebs Senioren- und Pflegeheime des Landkreises Ostallgäu für 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen nach dem Vermögensplan wird auf 7.933.100 € festgesetzt. 

 

§ 3 
 

(1) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen des Landkreises zur Leistung von Auszahlungen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren wird auf 42.470.000 € festgesetzt. 

 

(2) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen des Eigenbetriebs Senioren- und Pflegeheime des Landkreises Ostallgäu 
zur Leistung von Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren wird auf 10.980.000 € 
festgesetzt. 

 

§ 4 
 

(1) Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs, der nach Art. 18 ff. des Finanzausgleichgesetzes umzulegen 
ist, wird für das Haushaltsjahr 2026 auf 123.945.248 € (Umlagesoll) festgesetzt. 

 

(2)  Die Kreisumlage wird in Vomhundertsätzen aus den nachstehenden vom Bayerischen Landesamt für Statistik festgestellten 
Steuerkraftzahlen und Schlüsselzuweisungen (Umlagegrundlagen) bemessen:  

 

Grundsteuer A              1.644.529 
Grundsteuer B            16.058.529 
Gewerbesteuer          109.529.128 
Gemeindeeinkommensteueranteil          88.124.959 
Gemeindeumsatzsteueranteil           11.201.530 
80 v.H. der Schlüsselzuweisungen der kreisangehörigen Gemeinden des Haushaltsjahrs 2025    30.056.436 

  

Summe der Umlagegrundlagen        256.615.420 
 



 

 

(3)  Nach Art. 18 Abs. 3 des Finanzausgleichsgesetzes wird der Umlagesatz  
 (Hebesatz) für die Kreisumlage einheitlich auf 48,3 v .H. festgesetzt. 
  

§ 5 
 

(1) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan des Landkreises wird 
auf 20.000.000 € festgesetzt. 

 

(2) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
Senioren- und Pflegeheime des Landkreises Ostallgäu wird auf 600.000 € festgesetzt. 

 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. 
 

Marktoberdorf, den 03.08.2026 
Landkreis Ostallgäu 
 

Bernd Stapfner, Landrat                             Eapl.: 9410.2/3 
 
 
Durch die digitale Unterschrift können an diesem pdf-Dokument keine Änderungen mehr vorgenommen werden. 
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